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Abonnemeuts⸗Einladung. 
Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den jetzigen 
ſo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro⸗ 
vinziellen Begebniſſendarbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt ſo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
hin für ein ſpannendes und in⸗ 
tereſſantes Feuilleton ſorgen. 
Der Preis der zweimal täglich er⸗ 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr: 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfen⸗ 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 


ſondern lediglich eine richterliche Entſcheidung dar 
über eintreten müßte, wo irgend Jemand ſich ver⸗ 
letzt fühle. Dieſen Grundſatz haben wir feſtgehalten 
in den geſammten Maigeſetzen und von demſelben 
Geſichtspunkte aus ſind wir gegenwärtig außer 
Stande, für irgend einen Artikel zu ſtimmen, der 
ſtatt der Regelung durch Geſetz die Willkür der 
Verwaltung einführt. Wir glauben, es liegt dies 
im Intereſſe beider Theile, denn nichts kann dem 
Anſehen der Staatsregierung mehr ſchaden, als 
wenn ſie der willkürlichen Handhabung der Geſetze 
bezichtigt werden kann. Wir glauben, daß dies 
eine tiefe Schädigung des Rechtsgefühles im Volke 
mit ſich führen muß und deshalb ſind wir der 
Meinung, daß die Reglerung mit dieſer Vorlage 
einen falſchen Weg eingeſchlagen hat. Die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 2 würde dahin führen, die Ge⸗ 
ſetze vollſtändig außer Kraft zu ſetzen, deshalb 
wollen wir, daß derſelbe aus dem Geſetz verſchwin⸗ 


den und daß das beſtehende Recht aufrecht erhalten 
werde. 


Geh. Rath Dr. Hübler legt dar, daß der 
recursus ab abusu bisher in Preußen in viel zu 
weitem Umfange, ſelbſt gegen die einfachſten Dis⸗ 
ziplinarſtrafen, wie z. B. gegen einen Verweis, dem 
von einer ſolchen Betroffenen zugeſtanden habe. In 
keinem anderen Staate Europas jet dies der Fall, 
und knüpfe ſich an die ſo vielfach geſtattete An⸗ 
wendung dieſes Rechtsmittels durchaus kein öffent⸗ 
liches Intereſſe, wohl aber bliebe bei der damit ver⸗ 


I Staat und 

Hate vo 
die Anwendung dieſes Rechtsmittels, von dem nur 
ausnahmsweiſe und nur, wenn es das ſtaatliche In⸗ 
tereſſe durchaus erſordere, Gebrauch gemacht werden 
dürfe, der Kompetenz der Betroffenen zu entziehen 
Im Uebrigen ſei im Laufe vieler Jahre von die⸗ 
ſem Rekurs Seitens katholiſcher Geistlicher nur 
in ſporadiſch vereinzelten Fällen Gebrauch gemacht 
worden. 

Abg. Freiherr von Minnigerode er 
klärt ſich im Intereſſe der evangeliſchen Kirche für 
den Art. 2. 

Abg. Freiherr von Zedlitz-Neukirch 
erklärt ſich gegen die Beibehaltung des Artikels 2. 
Die niedrige Geiſtlichkeit in Preußen bedürfe des 
Schutzes gegen die Tyrannei der oberen Geiſtlichkeit. 
(Großer Lärm im Centrum.) 

Abg. Frhr. v. d. Reck hebt dem gegenüber 
hervor, daß derjenige, welcher ſich dem geiſtlichen 
Stande widme, ſich auch der Diselplin feiner geift- 
lichen Oberen unterwerfen müſſe. Der Offizier 
ſetze ſich der Maßregelung durch feine militäriſchen 
Vorgeſetzten aus. Redner bittet ſodann um die 
Erlaubniß, ſeinen prinzipiellen Standpunkt zu der 
Vorlage klar zu legen. Die Maigeſetze, meint Red⸗ 
ner, ſeien ein Produkt des modernen Liberalismus. 
D.. Falk babe ſich zu den liberalen Ideen offen 
bekannt, er ſei die Mutter dieſer Geſetze (große 
Heiterkeit.) Ja, meine Herren, ich kann mir nicht 
helfen, Herr Falk iſt die Mutter dieſes Geſetzes 
(Wlederholte ſtürmiſche Heiterkeit) und der Vater 
ſträubt ſich jetzt, das ungerathene Kind im Hauſe 
zu behalten, was dem Liberalismus natürlich nicht 
gefällt. Ich ſelbſt habe die Maigefepe nicht blos 
als ein ungerathenes, ſondern von vornweg als 
ein todtgeborenes Kind angeſehen, das man höch⸗ 
ſtens anſtändig begraben müßte. Die Prüderie des 
Staates will das nur nicht zulaſſen, eine Prüderle, 
die ſich ſonſt nicht bemerkbar macht. Der Redner 
wendet ſich, nachdem der Präſident ihn zur Sache 
gerufen, zum Artikel 2, dem er zuſtimmen will, 
weil derſelbe die Kirche aus den verſchiedenen In⸗ 
ſtanzen heraue nimmt und fie nur zwiſchen eine In- 
ſtanz, zwiſchen Biſchof und Oberpräſident ſtellt. 
Aus dieſem Grunde empfiehlt Redner namentlich 
dem Centrum die Annahme des Art. 2, ſchon ſei⸗ 
nes proviſoriſchen Charakters wegen bitte er das 
Centrum, ſich dieſen Gerichtshof gefallen zu laſſen. 

Abg. Dr Windthorſt: Der Appell des 
Herrn Vorredners kam aus einem warmen und 
aufrichtigen Herzen, und ich leugne nicht, daß dieſe 
Darlegungen mir die ernſte Erwägung nahe legen, 
was in dieſer Angelegenheit zu thun iſt. Die 
Herren ſagen: „Es iſt ja nur ein Proviſorium, 
ſeien Sie doch nicht ſo bedenklich!“ Das ſteht 
aber noch garnicht feſt. Man will nicht verhan- 
deln, ſondern das, was hier vorgelegt wird, ſoll 


Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung 
wm 113), Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Kultusminifter v. Putt⸗ 
kamer und mehrere Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitiſchen Geſetze. 

Die Debatte beginnt bei Art. 2, welcher, von 
ber Kommiſſion geſtrichen, nach der Regierungsvor⸗ 
lage lautet: 

„Die Berufung an die Staasbehörde gegen 
Entſcheidungen der kirchlichen Behörden in Bemäß- 
beit der 88 10 und 11 im Geſetz vom 12. Mai 
1873, ſowie des $ 7 im Geſetz vom 22. April 
1875 ſteht nur dem Oberpräfiventen zu. — Die 
Berufung ſowie der Antrag des Oberpräſidenten 
auf Einleitung des Ver ahrens in Gemäßheit des 
s 26 im Geſetz vom 12. Mai 1873 können bis 
zur Verkündigung des gerichtlichen Urthells zurückge⸗ 
nommen werden.“ 

Die freifonfervativen Abgg. Stengel und 
Gen. beantragen die Streichung dieſes Artikels, — 
Abg. Dr. Brüel und Gen. in Alinea 1 zu ſetzen 
ſtatt „nur dem Oberpräſidenten! — „Demjenigen, 
gegen welchen die Entſcheidung ergangen iſt, nicht 
ferner zu.“ 

Ang. Brüel führt zur Begründung feines 
Antrages an, daß derſelbe nur bezwecke, was die 
Regierungsvorlage poſttiv ausdrücke, negativ zu 
faſſen, da es der Sinn des Artikels ſein müſſe, 
die direkte Berufung an den Gerichtshof durch die 
von Disziplinarentſcheidungen Betroffenen aue zu⸗ 
ſchließen. Durch die Regierungs⸗Vorlage werde 
die politiſche Macht des Ober-Präſtdenten ver⸗ 
ſtärkt, und darum ſel die negative Faſſung noth⸗ 
wendig. 

Abg. Frhr. v. Hammerſtein empfiehlt 
dagegen die Annahme der Regierungsvorlage, die 
ſowohl für die katholiſche wie für die prottſtantiſche 
Kirche eine Verbeſſerung enthalte gegenüber dem ge⸗ 
genwärtigen Zuſtand. 

Abg. Klotz: Wenn man den Ausführun- 
gen des Vorredners folgen wollte, ſo würde man 
in deren Konſequenz zu der Annahme des Brüel⸗ 
ſchen Amendements gelangen müſſen. M. H., bei 
Beginn des Kulturkampfes haben wir uns ſchwer 
entſchloſſen, der Regierung unſere Unterſtützung in 
dliſem Kampfe zu leihen, aber wir haben es gethan 
in der Ueberzeugung, daß, wenn der Kampf zwiſchen 
der römiſchen Kirche und dem Staate eine Noth⸗ 
wenbigfeit geworden, daß wir dann der Regierung 
die Unterſtüßung in der Weiſe gewähren wollten 
und müßten, daß wir die Schutzwaffe geſetzlich re- 
gelten in der Weiſe, daß nicht die Verwaltung, 


hätte nämlich gewünſcht, daß die Nr. 1 der Re- 


ſer Aufgabe genügend gerecht geworden iſt. Wenn 


ſonderen Artikel XII. dem ganzen Geſetze ange⸗ 
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Redaktion, 


ohne weiteres Geſetz werden, und die Verhand- 
lungen, die in Ausſicht geſtellt find, beziehen ſich 
nur darauf, wie dieſes Geſetz ausfällt. Ich habe 
wiederholt die Frage an die Staatsregierung ge⸗ 
richtet, ob ſie gewillt ſei, nach Annahme dieſes Ge⸗ 
ſetzes eine organiſche Reviſion der Maigeſetze ein⸗ 
treten zu laſſen; welche Garantieen ſie zu bieten 
hat, daß dies geſchieht im rechten Sinn, darauf 
iſt mir eine Antwort nicht geworden. Ich habe 
dieſe Frage nicht allein geſtellt; dieſelbe iſt von dem 
Kardinal Jacobini an den Prinzen Reuß ebenfalls 
geſtellt, aber nicht beantwortet worden. Wie kann 
man ſolchen Thatſachen gegenüber von einem pro- 
viſoriſchen Verhältniß ſprechen. Nein, dieſe Vor⸗ 
lage und auch dieſer Paragraph ſoll nach den In- 
tentionen der Regierung ein dauerndes Geſetz wer⸗ 
den; kann man denn aber dauernd fo etwas ge- 
nehmigen, was der Art. 2 von Neuem beſtätigt? 
Wir würden ganz gewiß viel weiter kommen und 
unſererſeits geneigt fein, den wohlwollenden Inten- 
tionen des Herrn Kultusminiſters und der Konſer⸗ 
vativen — die Freikonſervativen find nicht dabei — 
Große Heiterkeit) —, entgegen zu kommen, wenn 
es auf der vorliegenden Baſis geſchehen könnte, und 
ich erkläre ausdrücklich, daß mir das Reſultat zu 
Artikel 1, das in Folge einer Kriegsliſt des Abg. 
Richter herbeigeführt iſt, durchaus nicht gefällt. Ich 
bin Ihnen aber ſehr dankbar für dieſe Lehre, wir 
werden Ihnen mit einigen Fakta's aufwarten; bei 
Art. 4 ſprechen wir uns wieder. (Heiterkeit) Ich 


nahme dieſer Vorlage neue Verhandlungen ange ⸗ 
knüpft werden ſollen, und kann eine Garantie da- 
für gegeben werden, daß dieſe Verhandlungen auch 
zur Durchführung kommen? (Widerſpruch) Ich 
habe ihn jo verſtanden! M. H., ich habe ja ſchon 
bei der erſten Leſung erwidert, und habe es gethan 
unter Verleſung der Depeſchen, daß der Gedanke 
keineswegs ausgeſchloſſen ſei (Stimmen im Cen⸗ 
trum: Ausgeſchloſſen!), nach dem Zuſtandekommen 
dieſer Vorlage neue Verhandlungen mit dem römi⸗ 
ſchen Stuhle anzuknüpfen. Eine Garantie für ihre 
glückliche Durchführung kann ich doch weder in 
Ausſicht ſtellen noch übernehmen. Alsdann hat der 
Abg. Windthorſt noch als beſonderes Bedenken ge⸗ 
gen Artikel II die Stellung bezeichnet, in welche 
die Oberpräſidenten zu denjenigen kommen würder, 
welche in die Lage gerathen, ihre Hülfe anzurufen, 
und hat gemeint, daß nur diejenigen, bie fi lit⸗ 
bes Kind bei ihm machen könnten, hoffen könnten, 
daß nun auch wirklich in ihrem Intereſſe einge⸗ 
griffen werde. Und das iſt noch nicht einmal das 
Schlimmſte, ſagte er; die unteren Beamten haden 
ja die Entſcheidung in der Hand, indem ihnen die 
Berichterſtattung nach oben obliegt. M. H., wenn 
dieſer Standpunkt der richtige iſt, dann frage ich: 
Wo ſoll überhaupt eine Verwaltung ihre Berichte 
hernehmen? Daß die Oberbehörden auf Grund 
der Berichte der niederen ihre Entſchließungen faſſen, 
iſt doch wohl ganz natürlich; und ich denke, dahin 
wird's in Preußen niemals kommen, daß die Frau 
gierungsno 
rungskommiſſars ausführlich ein und behauptet, daß 
Jeder, der denſelben gehört, zu der Konkluſton kom⸗ 
men müſſe, es ſei das betreffende Geſetz aufgehoben 
worden. Zu ſeinem Bedauern ſei der Kommiſſar 
nicht zu dieſer Konkluſton gekommen, nicht aus 
Logik, ſondern weil er nicht durfte Dieſes 
exorbitante Geſetz habe nach der eigenen Er⸗ 
klärung der Regierung nicht ſeinesgleichen und 
deshalo müſſe es auch fallen; man dürfe nicht 
den Berſuch machen, durch irgend welches 
Flickwerk es noch länger zu erhalten. Einer 
derartigen Unterordnung, wie ſie in einem ſolchen 
Gerichtshof liegt, könne und werde ſich keine chriſt⸗ 
liche Kirche für die Dauer unterziehen. Das jet 
die Krönung des Werkes, welches die chriſtlichen 
Kirchen zu Staatskirchen zu machen beabſichtigt, ſie 
in ruſſiſche Zuſtände hineinzubringen. 


Kultusminiſter v. Puttkamer: M. H., 
ich gehe auf eine nochmalige Motivirung des Ar⸗ 
tikels AI nicht ein, umſoweniger, als mein Kom ⸗ 
miſſarius mit feiner erſchöͤpfenden Sachkenntniß dle ⸗ 


2 (Beifall a 1a re 8 

Abg. v. Cuny: Der Staat hat die Grenze 
zu ziehen in kirchlichen, wie in Militär- und Civil⸗ 
ſachen, das bemerke ich dem Abg. v. d. Reck. Der 
Herr hat einen ſehr intereſſanten Vorſchlag gemacht. 
Er will, daß Streitigkeiten zwiſchen Staat und 
Kirche durch ein Auſtregalgericht entſchleden werden. 
Dadurch wird das Syſtem der Gleichberechtigung 
zwiſchen Staat und Kirche aufgeſtelt. Dieſem 
Syſtem gegenüber muß ich das Syſtem der Mar⸗ 
geſetze feſthalten. Der Abg v. d. Reck hat dann 
gemeint, daß die Berufung an den Gerichtshof gar 
nicht ſtattſinde Dieſes muß ich ſeitens der evan- 
geliſchen Geistlichen entſchteden beftreiten. Dit Be⸗ 
rufungen gingen nicht nur von den Seiten des 


doxer Seite; ich erinnere nur an die Berufung des 
Herrn Meinhold. Sollten wir nun in einem Augen⸗ 
blick, wo in der evangeliſchen Kirche ein Geiſt der 
Unduldſamkeit, der Ketzerrichteret herrſcht, ein joi- 


für die evangeliſchen Geiſtlichen nichts Neues. Das 

Landrecht ſtellt den abgeſetzten Geiſtlichen die Be⸗ 

rufung auf gerichtliche Entſchetdung fret. Ich 

meine alſo, daß für die Evangeliſchen, dei denen 

überhaupt ein Nothſtand nicht beſteht, eine Abän⸗ 

derung des gegenwärtigen Zuſtandes nicht angezeigt 

iſt. Darin ſtimme ich mit dem Centrum überein, 

daß anerkannte Mängel von der Reglerung geſetz⸗ 

lich beſeitigt werden müſſen. Den hier vorgeichia- 

genen Weg der diskretionären Gewalt, im vorlie- 

genden Falle des Uebergangsſtadtums, kann ich aber 

nicht für richtig anerkennen. Ich weiß ſehr wohl, 

daß man von Seiten der katholtſchen Geiſtlichen 

keinen ſehr umfangreichen Gebrauch von dieſem 

Rekurs machen wird. Indeſſen iſt noch die pro- 

phylaktiſche Bedeutung dieſes Inſtituts gar nicht 

zu verkennen. Auch in Frankreich hatte dieſes In⸗ 

ſtitut eine praktiſche Bedeutung, indem der Staat 

den geistlichen Erkenntniſſen den weltlichen Arm 

lieh, wenn er es für angemeſſen hielt. Der Ver- 

letzte konnte ohne Weiteres direkt das Parlament 

angehen. In dieſer Weiſe beſtand das Juſtitut 
jahrhundertelang als ein wirkſawer Rechtsſchuß der 
Geiſtlichen. Napoleon III. änderte dieſes Syſte nn 
dahin, daß der Rekurs vom Präfekten abhang'g 
gemacht wurde. Ich reſumtre mich dahin: für die 
evangelische Kirche hat er eine praktiſche, wenigſtens 

eine praktiſche, wenigſtens eine prophplaktiſche Bi 
deutung und deshalb werde ich gegen Artikel 2 
ſtimmen. 

Nachdem noch Abg. Freiherr v. Minnt- 
gerode erklärt, daß der Abg. v. d. Reck nicht 
im Namen der konfervativen Partei, ſondern ſeine 
perſönliche Anſicht ausgeſprochen, wird die Diskuß⸗ 
ſion geſchloſſen und nach Ablehnung des Amend. 
ments Brüel Art. 2 abgelehnt. 

Zu Artikel 3 (Unfähigkeits-Erklärung zur B 
kleidung eines geiſtlichen Amtes), welchen die Komm. 
miſſion unverändert genehmigt hat, empfiehlt Ag, 


der Abg. Dr. Windthorſt mit ſeiner gewohnten 
Meiſterſchaft in der Dialektik verſucht hat, den 
Ausdruck meines Kommiſſarius „exorbitant“ feſtzu⸗ 
nageln, ſo habe ich dazu zu bemerken, daß es in 
dieſem Falle, wie es ſo häufig geht, beſſer geweſen 
wäre, an Stelle eines fremden terminus technicus 
eir ehrliches deutſches Wort zu nehmen. Hätte er 
geſagt: die preußiſche Einrichtung des ecurcus 
ab abusu iſt eine ganz außergewöhnlich weiter⸗ 
gehende Einrichtung als die in anderen Staaten, 
ſo hätte er das geſagt, was er hat ſagen wollen, 
und nicht das, was der Abg. Windthorſt in einer 
gewiſſen prismatiſchen Lichtbrechung daraus gemacht 
bat. Der Umſtand, daß die kaſſatoriſche Wirkung 
dieſes Rekurſes bei uns viel weiter geht als in 
anderen Ländern, iſt auch in meinen Augen ein 
Mangel der preußiſchen Geſetzgebung geweſen, und 
ich ſtehe gar nicht an, zu ſagen, wenn wir einmal 
dahin kommen werden, eine umfaſſende organiſato⸗ 
riſche Aenderung der Geſetzgebung vorzunehmen, ich 
als Staatsmann keine Bedenken tragen würde, bier 
den Hebel zu einer neuen Reform anzuſetzen. Ich 
muß aber dieſen Theil verlaſſen und mich zu eini- 
gen anderen Atußerungen des Abg. Windthorſt 
wenden. Er fagt: „Ja, wenn man dieſen Artikel 
unter ein Proviſorium ſtellt, was ja in einem be⸗ 


hangt werden wird, dann könnte die Vorlage ein 
anderes Geſicht bekommen. Aber die Regierung 
hat ſich ja die Vorlage gar nicht als ein Provi⸗ 
forium gedacht.“ Ich behalte mir über dieſe un- 
geheuer wichtige Frage das letzte Wort vor, wenn 
wir an die betr. Stelle gelangen. Er ſagt ferner: 
„Ich habe ja in der Kommiſſion an die Vertreter 
der Staatsregierung die ausdrückliche Frage gerich- 
tet: „Will man uns verſprechen, daß nach An ⸗ 
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ches Recht aufheben Ueberbies iſt dieſes Imftitur 


tion gemacht, wenn der Reichskanzler dies nicht 
nt? Wir wollen nichts weiter als Garantien 


Brüel einen Antrag, an Stelle des letzten Ab⸗ 
ſatzes zu ſetzen: 

„Die ferner vorgenommenen Amtshandlungen 
bleiben ohne rechtliche Wirkung, ſind aber nicht 
mehr ſtrafbar. Dieſelben Folgen treten in den 
Fällen des 8 21 im Geſetze vom 11. Mai 
1873 ein.“ 

Abg. v. Rauchhaupft erklärt ih für un⸗ 
veränderte Annahme des Artikels 3. Redner wie⸗ 
derbolt, daß die Konſervativen in dieſem Geſetz dem 
Centrum und gleichzeitig auch der Regierung die 
Handhabe bleten, den Frieden vorzubereiten in der 
Zeit, welche am Schluſſe feſtgeſetzt if. Es ſei nicht 
möglich, ſchon jetzt mit wirklichen organiſchen Ge⸗ 
ſetzen hervorzutreten; darüber dürfe man ſich doch 
nicht wundern. Wenn man verſuche, den Weg zum 
Frieden zu ebnen, jo ſollte man fi daran begnü- 
gen laſſen, und nicht mehr fordern, als man bie- 
ten könne. 

Abg. Dr. Windthorſt: Der Art. 3 er⸗ 
tennt an, daß man bei den Maigeſetzen zurückge⸗ 
gangen, und dieſe Anerkenntniß acceptire ich. Man 
erkennt alſo an, daß man in das kirchliche Gebiet 
eingegriffen hat, aber man will trotz biejes Ein⸗ 
griffes dieſen Fehler nicht vollſtändig bejeitigen. 
Den Ausführungen des Vorredners gegenüber be- 
haupte ich, die Regierung hat mit dieſem Artikel 
eine organiſche Aenderung der Maigeſetze allerdings 
beabſichtigt. Außerdem kann ich die ganze Argu⸗ 
mentation nicht verſtehen, weshalb wir uns halten 
ſollen an den von der Regierung angeregten Ge⸗ 
danken. Die Staatsregierung iſt vollſtändig in der 
Lage, mit dem gegenwärtigen Abgeordnetenhauſe eine 
Reviſion zu Stande zu bringen, wenn fie nur will 
(Sehr richtig! im Centrum); und auch mit dem 
Herrenhauſe. Dies zu konſtatiren iſt bebeutungs- 
voll, denn es werden Verſuche gemacht werden, zu 
ſagen, es hat nicht gehen wollen, wir können uns 
auf weitere Verhandluntzen nicht einlaſſen. Ich 
wiederhole und konſtatire, daß dieſe Behauptung eine 
irrige iſt. Denn nach allen Aeußerungen von kon- 
ſervativer Seite iſt unzwetfelhaft, daß ſie ſoweit wie 
die Regierung auch gehen wollen und — wir ge⸗ 
hen dann auch jo weit. (Hetterkeit.) Hat die Re⸗ 
gierung ſich mit uns oder mit dem Oberhaupt der 
Kirche verſtändigt, dann hat die Regierung die Ma⸗ 
jorität. Redner behauptet, daß das Centrum bei 
der Berathung der Maigeſetze ſich auf der Anklage⸗ 
bank befunden habe, die Majorität ſei Ankläger und 
Richter geweſen. Ein Tyeil jener Majorität ſitze 
noch auf dieſer (der rechten) Seite des Hauſes Ich 
frage, wenn eine Fraktion, in welcher der dem 
Reichskanzler ſo naheſtehende Rath ſitzt, ſo auftritt, 

ob man dann nicht zwelfelhaft werden muß über 
die Intentionen des Herrn Reichskanzlers? Haben 
die Herren Freikonſervativen denn jemals Oppoſi⸗ 


IR . Mmaüknna, rer. h M. vur fut x 
„Eos iſt das nur“ die Wicherholung deſſen, was die 


Proteſtanten im weilfälifgen Frieden zugeſichert er- 


= halten haben. Beit uns diktirt man in die kirch⸗ 


3 lichen Verhältniſſe hinab, das iſt ein unerträglicher 


Zuſtand, und wenn wir nicht möglichſt bald dahin 
kommen, den Katholiken dieſe Garantien zu geben, 
dann ſage ich Ihnen: Sie gefährden den preußi⸗ 
ſchen Staat, Sie gefährden das deutſche Reich. 
arm.) Die Konſervativen mögen es uns daher 
verzeihen, wenn wir nicht ſo raſch eingehen können 
auf Pläne, die jedenfalls unvollſtändig, dunkel find. 
Unſere Vorſchläge ſind ſo mäßig, daß ich erſtaunt 
geweſen bin, daß die Konſervativen dagegen fort⸗ 
während opponiren. Daß iſt keine Aufmunterung, 


und ich kann nur ſagen, der gute Wille iſt da, 


aber die Thaten ſind hinter dem Willen zurückge⸗ 
blieben. Wenn wir uns nicht einigen ſollten, dann 
können wir nur ſagen: Wir können es nicht. 

Abg. Schmidt (Sagan) weiſt die Angriffe 
des Vorredners gegen die freikonſervative Partei zu⸗ 
rück. Es werde ſich dieſe durch dergleichen Angriffe 
nicht abhalten laſſen, ihren Weg zu gehen. Redner 
erklärt ſich gegen den Antrag Brüel und die un⸗ 
veränderte Annahme des Art. 3. . 

Adg. v. Shorlemer-Alft: Der Herr 
Vorredner hat geſagt, wir ſollen uns den Geſetzen 
unterwerfen. Wie ſehen denn die Geſetze aus, de⸗ 
nen man ſich unterwerfen ſoll? Das if in dieſem Au⸗ 
genblick eine geradezu lächerliche Zumuthung, zu 
ſagen: Unterwerfen Sie fi den Staatsgeſetzen! 
(Rufe: zur Ordnung!) 

(Präſident: Ich habe den Herrn Redner 
nicht ſo verſtanden, daß er damit geſagt hat, es 
jet das, was Herr Abg. Schmidt geäußert, lächer⸗ 
lich, ſonſt würde ich ihn zur Ordnung gerufen 
haben.) 

Abg. Frhr. d. Schorlemer⸗Alſt: Ich 
bin dem Herrn Präſidenten ſehr dankbar dafür, daß 
er mich ſo richtig verſtanden hat. (Große Heiterkeit). 
In der ganzen Angelegenheit handele es ſich gar 
nicht um den Frieden mit der katholiſchen Kirche, 
ſondern darum, das Centrum der Regierung dienſt⸗ 
bar und gefügig zu machen. Was die Ausfüh- 
rungen des Herrn Dr. Gneiſt anlangt, ſo haben 
ſich ſowohl der Kultus miniſter, als auch die Abgg. 
Klotz und Rauchhaupt auf Herrn Dr. Gneiſt beru⸗ 
fen. Am Ende werde ſich auch noch das Centrum 
einmal auf Herrn Gneiſt berufen (Heiterkeit); denn 
was der Herr will, das kann er auch bekanntlich. 
Heiterkeit.) Der Redner fordert dann die Kon⸗ 
ſervativen auf, feſte Grundſätze zu vertreten und 
ſelbſtſtändig vorzugehen, ſonſt würden ſie eines ſchö⸗ 
nen Tages wieder ſo verduften, wie in den 70er 
Jahren. Unterlaſſe man es doch, die Maſchine im- 
mer von Neuem zu ſchmieren; die Waffe der Mai ⸗ 
geſetzgebung werde doch in der Ruhmeshalle keinen 
Plap finden. 6.4 

Abg. Stöcker führt aus, daß es den Kon⸗ 
ſervativen unmöglich ſei, der Regierung entgegen- 


zutreten, ohne den Willen der Regierung würden] auf die Zwecke und Beſtrebungen der Kriegervereine 


fie nichts durchſezen, das Centrum möge endlich die 
Anfeindungen rahen laſſen. 
ein guter Katholik, und doch 
geſtellt, daß das Centrum als religlöſe Partei ſich 
einmal auflöſen werde. (Rufe: Verduften !) Hier 
handle es ſich um die erſte Etappe auf dem Wege 
zum Frieden, und wenn man rekurrirt habe auf 
das Schwert, das mit Oel eingerieben werden ſoll, 
damit es nicht roſte, jo ſage er, dieſe Vorlage ſei 
mehr Oel als Schwert! (Gelächter) Redner wen⸗ 
tet ſich ſodann gegen die Ausführungen v. Cunp's, 
der auf dem Standpunkt Straßmann's ſtehe, und 
die heutige Richtung innerhalb der proteſtantiſchen 
Kirche als ein Ketzergericht bezeichnet habe Redner 
weiſt dieſe Inſinuation als unwahr zurück. 

Die Debatte wird geſchloſſen. 

Perſönlich bemerkt Abg. Frhr. v. Zedlitz: 
Ich kenne einen ſehr feinen Fuchs, dem gleich nach 
dem Jahre 1866 die Miniſtertrauben zu ſauer ge⸗ 
weſen ſind. (Große Heiterkeit.) 

Abg. Windthorſt: Da der Herr Präſt⸗ 
dent keine Rüge aus geſprochen hat, jo muß ich an⸗ 
nehmen, daß dies keine perſönliche Bemerkung war. 
Was aber die Inſinuation betrifft, ſo glaube ich, 
vaß, wer mich kennt, dies als vollſtändig verfehlt 
annehmen wird. Ich habe niemals den Gedanken 
gehabt, in Preußen Miniſter zu werden; ich habe 
niemals darnach geſtrebt, werde niemals darnach 
ſtreben, und wenn mir in irgend einer Weiſe, was 
ich für unmöglich halte, der Weg zum Minifterium 
eröffnet würde, ich würde ihn ſicherlich nicht 
betreten. Wenn man Miniſter bei einem Könige 
war, dann geht man nicht zu einem anderen. 

Bei der Abſtimmung werden die Anträge Brüel 
verworfen und Art. 3 nach der Regierungsvorlage 
genehmigt (dafür ſtimmte das Centrum mit einigen 
Ausnahmen und die Konſervativen). 

Die Sitzung wird ſodann vertagt. 

Nächſte Sitzung: Montag 11 Uhr. 

Schluß 4 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
rathung. 


Deutſchland. 

Berlin, 20. Juni. Der Kronprinz empfing 
heute (Sonntag) 1 Uhr in Audienz im Neuen Pa 
lats in Potsdam das Präſidium des Abgeordneten ⸗ 
hauſes, die Herren v. Köller, v. Benda und Frei ⸗ 
herrn v. Heereman; daſſelbe überbrachte die Glück⸗ 
wünſche der preußiſchen Landesvertretung zur Ver⸗ 
lebung des Prinzen Wilhelm mit der Prinzeſſin 
Victorla von Schleswig⸗Holſtein⸗Auguſtenburg. Das 
Präſidium wurde nachher vom Prinzen Wilhelm 


empfangen. 
Ausland. 
Paris, 18. Junl. Der Umſtand, daß der 


der Ackerbau-Ausſtellung in Mium 
Fern zutht auſgegrycu har, DEE 
zur Gemüse, wie verwickelt die hieſigen Verhäl iſſe 
ſich g haben. Letztere find durch bie jo un⸗ 
erwartete Sinnesänderung des Kabinets betreffs der 
Amneſtie hervorgerufen oder, wie die geſammte Op⸗ 
pofltionspreffe und die gemäßigten republikaniſchen 
Organe es nennen, durch die vollſtändige Unterwer⸗ 
fung des Kabinets unter den Willen Gambetta' s. 
Die Grundlagen der Amneſtievorlage ſind in dem 
heute Vormittag gehaltenen Miniſterrathe feſtgeſtellt, 
und dürfte der Geſetzentwurf vorausſichtlich morgen 
eingebracht werden. Andererſeits verlautet, daß 
einige Miniſter wenigſtens die abſolut authentiſchen 
Mörder und Mordbrenner von der Amneſtie aus- 
geſchloſſen wiſſen wollen. Die ultraradikalen Blät- 
ter drücken ihre Befriedigung über die Entſchlüſſe 
des Kabinets, die Amneſtie vorzuſchlagen, aus, fü⸗ 
gen aber ſofort hinzu, daß dadurch bewieſen werde, 
wie es lediglich die Schuld Gambetta's ſei, wenn 
die allgemeine Amneſtie nicht ſchon vor achtzehn 
Monaten votirt worden iſt. 1 


Provinztelles. 

Stettin, 21. Junl. Seit Begründung des 
deutſchen Kriegerbundes verfolgen die Kriegervereine 
ein gemeinſames Streben und dadurch beſteht unter 
denſelben eine Einigkeit, wie man ſie bei anderen 
einen Zweck verfolgenden Vereinen ſelten findet. 
Dies zeigt ſich bei den ernſten Berathungen wie bei 
den frohen Beften, welche von den Kriegerverelnen 
veranſtaltet werden, und auch das Bezirksfeſt 
des V. (pommerſchen) Bezirks, welches 
geſtern in Pölitz gefeiert wurde, machte davon keine 
Ausnahme. Die Bewohner der Stadt Pölitz und 
vor Allem der Vorſtand des dortigen Kriegervereins 
hatten Alles aufgeboten, um den fremden Gäͤſten 
einen herzlichen Empfang zu bereiten und den 
Straßen der Stadt ein feſtliches Gewand anzulegen 
und es iſt ihnen dies auch vortrefflich gelungen, 
kein Haus war ohne grünen Schmuck geblieben und 
überall zeigten die Bewohner den Gäſten gegenüber 
ein freundliches Entgegenkommen. Vom frühen 
Mortzen an begannen die zum Bunde gehörigen 
Vereine einzurücken und ſich im Schüßzenhauſe, wel⸗ 
ches ganz bedeutend vergrößert war, zu verſammeln. 
Als ſich von dort der Zug zum Feſtmarſch gegen 
11½è Uhr in Bewegung ſetzte, waren bereits 21 
Vereine mit 24 Fahnen anweſend, welche unter 
Begleitung von 5 Muſtkkapellen nach dem Markt- 
platz marſchtrten, auch die ſtädtiſchen Behörden von 
Pölitz gaben ihren Gäſten das Ehrengeleit. Dort 
war eine Rednertribüne errichtet, welche, nachdem 
die Kapelle des Paſewalker Küraſſier⸗Regiments einen 
Choral geblaſen, von dem Bürgermeiſter von Pölitz, 
Herrn Zingler, betreten wurde, um die Vereine 
im Namen der Stadt Pölitz willkommen zu heißen. 
Den Dank der Vereine für die herzliche Aufnahme 
drückte Herr Pfarrer Kolbe aus, welcher auch 
die Feſtrede hielt und darin, nach einem Rückblick 
auf die denkwürdigen Jahre von 1870 —71, näher 
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Herr Baumſtarck ſei] Majeſtät den Kaiſer endete 
habe er in Ausſicht raden und das zahlreich anweſende Publikum be⸗ 


Veäfldent der Republik heute den ſeſtgeſetzten offi⸗ 


einging und mit einem dreifachen Hoch auf Se. 
Während die Kame⸗ 


geiftert einſtimmten, ertönte Glockengeläute und 
Böllerſchüſſe. Kamerad W. Wolff Stettin 
ſprach ſodann als Mitglied des Bezirksvorſtandes 
den Vereinen für das zahlreiche Erſcheinen bei dem 
Feſte den Dank des Bezirks⸗Vorſtandes aus und 
mahnte zum ferneren Feſthalten an den Beſtrebun⸗ 
gen des Bundes, mit einem Hoch auf denſelben 
ſchließend. Hierauf marſchirte der Zug wieder nach 
dem Feſtlokal, wo gemeinſchaftliche Mittagstafel 
ftattfand, bei welcher von den Herren Opitz ⸗ 
Stettin, Bürgermeiſter Heintze - Ueckermünde, Pre- 
diger Eu do w Stettin und Dr. Blaſendorf⸗ 
Pyritz Toaſte auf Se. Majeſtät den Kaiſer, Se. 
Königl. Hoheit den Kronprinzen, auf die Stadt 
Pölitz und die Bundesmitglieder ausgebracht wur⸗ 
den. Nach der Tafel wurde im Saale eine Be⸗ 
zirks⸗Sitzung abgehalten, bei welcher folgende Ver⸗ 
eine verireten waren: Falkenburg, Finkenwalde, 
Grabow a. O., Gartz a. O. I. und II., Greifen⸗ 
hagen, Kalkofen, Löcknitz, Lebbin, Neumark, Paſewalk, 
Pölitz, Pyrit, Pommerensdorf, Podejuch, Stettin 
(Patriotiſcher und Stettiner Kriegerverein), Star⸗ 
gard, Stepenitz, Schöningen, Ueckermünde, Wolgaſt 
und Züllchow. Beſondere Anträge waren für die 
Sitzung von keiner Seite geftellt, in Folge deſſen 
nur Herr Dr. Blajendorf- Pyrig, welcher als 
Vertreter des V. Bezirks zum Bundestag nach 
Kaſſel delegirt war, Bericht erſtattete. Am Nach- 
mittag matſchirten die Vereine unter Muſikbeglet⸗ 
tung nach der Meſſenthiner Waldhalle, wo ſich bald 
ein heiteres Volksfeſt entwickelte, bei welchem bie 
Kapelle des Paſewalker Küraſſter⸗Regiments konzer⸗ 
tirte. Herr Prediger Luckow ⸗ Stettin hob hier 
in einer Anſprache die aufopfernde Thätigkeit des 
Vorſtandes des Pölitzer Krieger⸗Vereins bei den 
Vorbereitungen zum Feſte vor und brachte demſelben 
ein Hoch. Den Schluß des Feſtes machte bei ein- 
tretender Dunkelheit ein prächtiges Feuerwerk, wel⸗ 
ches im Schützenhauſe abgebrannt wurde. Gegen 
11 uhr brachen die einzelnen Vereine auf und 
marſchirten zum Bollwerk, wo Schiffe zur Heim⸗ 
fahrt bereit ſtanden. Allen Feſttheilnehmern (es 
waren circa 10,900 anweſend), ſowie den Bewoh⸗ 
nern von Pölitz wird das heitere durch nichts ge- 
trübte Feſt ſtets in Erinnerung bleiben. 

— Der Pommerſche Sängerbund feiert 
jeine Geſangsfeſte ſeit mehreren Jahren alljährlich 
in Stettin; während er dieſelben früher auf dem 
Julo abhielt, fand das geſtrige VI. Geſangsfeſt im 
Wolff'ſchen Etabliſſement ſtatt. Die Theilnahme des 
Publikums und der Vereine entſprach nicht den Er⸗ 
wartungen, welche von dem Vorſtande gehofft wur ⸗ 
den und dies läßt ſich wohl theils dadurch erklären, 
daß in nächſter Zeit in Gollnow ein Provinztal⸗ 
Geſangsfeſt Ratti te. aber auch „het 
Bund eine Schuld treffen, well er ſtets Stettin zum 
Jeſtort wählt und unſere Stabi zur Abhaltung der⸗ 
artiger Feſte weniger geeignet iſt, als jede Provin⸗ 
zlalſtadt, in welcher die Zuſammenkunft jo vieler 
Vereine zur Seltenheit gehört. Bei dem geſtrigen 
Feſte unterblieb auch der in früheren Jahren übliche 
Feſtzug durch die Stadt, die Vereine zogen verein⸗ 
zelt nach dem Feſtlokal, wo gegen 4 Uhr die Ge⸗ 
ſänge begannen. Die Feſtrede hielt der Vorſitzende 
des Bundes, Herr Klug. Die Geſammtchöre 
klangen rein und kräftig und fanden lebhaften Bei- 
fall; bei dem Einzel⸗Geſang der Vereine iſt beſon⸗ 
ders das von dem Stettiner Handwerker⸗Verein ge⸗ 
ſungene „Waldlied“ mit Tener-Solo von F. Möh⸗ 
ring hervorzuheben, auch die von dem Podejucher 
Geſang⸗Verein „Eintracht“ und dem Stettiner Sän ⸗ 
gerbund „Liederkranz“ vorgetragenen Geſänge wur⸗ 
den da capo verlangt. Bei dem Feſte waren fol- 
gende Vereine anweſend: Prenzlau: „Liederkranz“, 
Stargard: „Germania“, Greifenhagen: Handwer⸗ 
kerveren, Podejuch: „Eintracht“, Frauendorf: 
„Concordia“, Züllchow: „Concordia“ und „Bic- 
torta“, Bredower Geſang-Verein, Grabower Sän⸗ 
gerbund, Stettin: Handwerker⸗Verein, Sängerbund 
und „Liederkranz“ Feſt⸗Dirigent war Herr Lehrer 
Kaſten. 
— Am 17. d. M. Abends iſt bei Lauenburg 
im Walde neben der Stolper Chauſſee in der Nähe 
des Mallſchützer Weges der Gymnaſtaſt Wilm aus 
Lauenburg von einem fremden Handwerks burſchen 
durch mehrere Meſſerſtiche ſchwer verwundet worden. 
Die Baarſchaft des Beraubten hat nur in einigen 
Pfennigen beſtanden. Der Räuber iſt ein etwa 
einige 30 Jahre alter Mann mittlerer Statur, mit 
ſtruppigem Vollbart und dunklem Anzuge. Es wird 
jetzt auf ihn vigtlirt. 

— Eine unverehelichte Marie Louiſe Joſ. 
Blauhuth in Großburgk bei Dresden treibt 
feit langer Zeit das Schreiben von Bettelb riefen 
mit unwahren Thatſachen gewerbsmäßig. Es hat 
ſich in neuerer Zeit herausgeſtellt, daß dieſelbe auch 
an verſchiedene Perſonen in Stettin ſolche Briefe 
geſendet hat, deshalb wird von der Polizeibehörde 
vor der Blauhuth gewarnt. 

— Vorgeſtern wurde in dem Graben zwiſchen 
dem Möllendamm und der Weldenplantage die Leiche 
eines 8 — 9 Monate alten Kindes weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts gefunden. 

— Der Telegraphenbeamte Schellmann 
aus Grabow, welcher ſeit dem 10. d. M. vermißt 
wird, hat, wie jetzt ermittelt, ſeinem Leben durch 
einen Sprung in den Zollſtrom bei Alt⸗Damm ein 
vorſchnelles Ende gemacht. 

— In letzter Nacht gegen 121], Uhr wur⸗ 
den die Bewohner Podejuchs durch Feuerlärm ge⸗ 
weckt. Sechs Gehoͤfte find ein Raub der Flammen 
geworden. Ueber die Entſtehung des Feuers hat 
man bis jetzt nichts Beſtimmtes in Erfahrung brin⸗ 
gen können. 


— Die Stammleute der Stettiner Waage⸗ 
Kompagnie feierten am 20. d. M. ihr Schützen ⸗ 
feſt auf dem Gartzer Schrey; daſſelbe war durch das 
beſte Wetter begünſtigt und wurde Stammmann 
Mergenthal König. 

— Sowohl in den Korridoren der Gerichte 
als auch auf der Straße vor denſelben finden oft 
recht heftige Wortwechſel zwiſchen den aus den Ter⸗ 
minen kommenden Parteien ſtatt, die zuweilen in 
Thätlichkeiten ausarten. So entſpann ſich am 12. 
Februar d. Js. auf der Eliſabethſtraße ein Streit 
zwiſchen der Frau Naulin und deren Tante, der 
Wittwe Friederike Freyer und deren Sohn Her- 
mann Karl Wilhelm, welche von einem Termin, der 
zu Ungunſten der Frau Naulin entſchieden worden 
war, kamen; dabei ſchlug die Wittwe Freyer mit 
der Hand, Hermann ſogar mit einem Schirm auf 
Frau Naulin ein. Deshalb waren Letztere in der 
heutigen Sitzung des Schöffengerichts wegen Miß⸗ 
handlung angeklagt und wurde die Wittwe Freyer 
zu 15 Mark ev. 3 Tagen Gefängniß, Hermann 
Freyer zu 14 Tagen Gefängniß verurtheilt. 

Die nächſte Verhandlung gegen die Wittwe 
Friederike Jahnke, geb. Träger, wegen Wider⸗ 
ſtandes gegen die Staatsgewalt endete mit der Ber- 
urtheilung der Angeklagten zu 14 Tagen Ge 
fängniß. 

— Die vom Mecklenburg ⸗Strelitz'ſchen land⸗ 
wirthſchaftlichen Verein ſchon für 1880 beabſich⸗ 
tigte, beſonderer Umſtände wegen aber auf das Jahr 
1881 verlegte internationale Schafſchau findet jetzt, 
nachdem der Zuchtmarkt für edlere Pferde in Neu⸗ 
brandenburg für das Jahr 1881 auf den 24. und 
25. Mai feſtgeſetzt iſt, dort beſtimmt an dieſen 
Tagen gleichzeitig mit dem Zuchtpferdemarkt ſtatt. 

Literariſches. 

Br Auswahl deutſcher Gedichte des 
18. und 19. Jahrhunderts. Bremen, Heinſtus. 
Der Verfaſſer bietet auf 516 Seiten eine Sammlung 
Gedichte von Haller bis zur Jetztzeit nach Dichtern 
geordnet. Die Auswahl iſt eine gelungene, die 
Anordnung eine ſehr zweckmäßige. Die Schüler 
werden durch dieſelbe in die Eigenthümlichkeiten un⸗ 
ſerer großen Dichter eingeführt. 194 


Wollberichte. 
Berlin, 17. Juni. Infolge der ungünſtigen 
Witterungsverhältniſſe treffen die Zufuhren von Wolle 
etwas verſpätet am Platze ein. Die Läger waren 
in Folge deſſen noch nicht zum Verkauf geordnet 
und die ſonſt ſchon heute beginnenden Geſchäfte 
wurden dadurch etwas verzögert. Bis jetzt iſt nur 
von einigen Abſchlüſſen beliebter Schäfereien, welche 
von inländiſchen Fabr kanten gekauft wurden, etwas 
verlautbart, wobei es ſich angeblich um die vori 
rigen Preiſe, eher aber um Kleinigkeiten sat 
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hot heute früh im beiten Wohlſein die Brunnenkur 


Spaziergang. e 

Dresden, 20. Juni. Die Zahl der in Folge 
des lezten großen Wolkenbruchs in der ſächſiſchen 
Oberlauſitz umgekommenen Perſonen beträgt nach 
den bis jetzt gemachten Feſtſtellungen 63. 

Wien, 20. Juni. Die „Montagsrevue ver⸗ 
Öffentlicht Haymerles Rundſchreiben betreffs der Kon⸗ 
ferenz in Madrid. Daſſelbe betont, daß ſich die 
Konferenz in erſter Reihe mit der Regelung der 
Rechte der Ausländer zu beſchäftigen hat. Ueber 
Anſuchen des heiligen Stuhles ſchlägt Oeſterreich 
vor, auch in Marocco in Bezug anf die zeligiöfe 
Frage eine Ordnung der Dinge herzuſtellen, welche, 
indem ſie auf dem Grundſatz vollſtändiger Toleranz 
fußt, hinlängliche Garantien dafür giebt, daß für⸗ 
derhin in Marocco keinem Religionsbekenntniß Hin⸗ 
derniſſe in den Weg geſtellt und Niemand in ſeinem 
Glauben und in den religtöſen Uebungen beeinträch · 
tigt wird. Sobald die Anſchauungen der Mächte 
über die vorliegende Frage bekannt werden, wird 
Graf Ludolf die nöthigen Inſtruktionen erhalten, 
dieſe Frage anzuregen und im Einverſtändniß mit 
feinen dortigen Kollegen Vorſchläge formuliren. — 
Nach der „Montags-Revue iſt die Aufgabe der 
Berliner Konferenz eine doppelte: nämlich den nö⸗ 
thigen Schuß, welcher der Türkel ſo lange zu Theil 
werden müſſe, als man ihr Erbe keiner andern na⸗ 
tionalen Potenz anzuvertrauen vermag, mit der Be⸗ 
günſtigung und Förderung auszugleichen, welche man 
dem zur einſtigen Uebernahme der Erbſchaft befä⸗ 
higteſten und den Intereſſen Europas entſprechend⸗ 
ſten Volks-⸗Elemente entgegen zu bringen hat. 
Paris, 19. Juni. Das heute von Frepeinet 
eingebrachte Amneſtieprsjekt wurde von der Majort⸗ 
tät mit lebhaftem Beifall begrüßt und faſt jede 
Phaſe der kurzen Motive applaudirt, namentlich die 
Worte des Miniſters, daß die Amneſtie nicht eine 
Rehabilitation der Verbrecher der Kommune ſein 
ſolle, ſondern ein Gnadenakt aus polttiſchen Nüd- 
ſichten. Bemerkt wurde ferner die Energie, mit 
welcher Freycinet betonte, daß die Regierung fi 
ſtark genug fühle, keine revoluttonären Agitationen 
zu fürchten, und daß fie ſtets ihre Pflicht zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung ohne Schwäche 
thun werde. Die Amneſtie iſt eine vollſtändige, 
auch für alle Verbrechen des gemeinen Rechts ohne 
Ausnahme, welche mit dem Aufſtande von 1870/71 
zuſammenhängen, ferner für alle politiſchen und 
Preßvergehen bis heute. Man glaubt, daß die 
Amneſtie im Senate keiner ernſtlichen Oppoſition 
mehr begegnen werde. Unter den Radikalen herrſcht 
allgemeiner Jubel, in konſervativen und auch viel⸗ 
fach in gemäßigt republikaniſchen Kreiſen iſt man 
der Anſicht, daß das Miniſterium ſich durch ſeine 
ſchwankende Haltung und ſeine Unterwerfung un ⸗ 
ter den Willen Gambetta's den Todesſtoß gegeben 
habe. 
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